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wortreich auf Eigenverantwortung, und auf
Bundesebene hat sie mit ihrer Forderung, das
Verbandsbeschwerderecht abzuschaffen, ge-
rade wieder gezeigt, wie egal ihr Klima und
Umwelt sind. Die kantonale CVP hat bei der
Energiedebatte im letzten Herbst immerhin
einige Anliegen mitgetragen und unterstützt
auch unsere Initiative «Weg vom Öl» .
Die Nagelprobe wird aber das neue Parlament
bestehen müssen : In den nächsten Jahren
folgen verschiedene wichtige energiepoliti-
sche Debatten . Wird man die Energievor-
schriften im Baubereich massiv verschärfen?
Folgt endlich eine Abkehr von der strassen-
baulastigen Verkehrspolitik? Gibt' s Förder-
programme für erneuerbare Energien, die die-
sen Namen auch verdienen? Getraut sich
unser Parlament − letztlich auch unsere
Gesellschaft − die ungeliebte, aber nötige
Diskussion über den Verzicht und über un-
sere verschwenderische Lebensgestaltung zu
führen?
Hier stehen wir Grünen vor der Aufgabe,
Brücken zu bauen und zu versuchen, mit auf-
geklärten Bürgerlichen Koalitionen einzuge-
hen − zu Gunsten einer echten Klimapolitik.

E d i to ri al

Taten statt heisse Luft

Wir haben gewonnen . Eindeutig. Mit
einem Zuwachs von 1 , 7 Prozent und drei Sit-
zen im Grossen Rat haben die Grünen nach
1 9 8 7 das beste Resultat erzielt. Rosa Rumi hat
im 1 . Wahlgang sogar den SVP-Regierungsrat

überholt und mit ihrem 2 . Wahlgang viel
bewegt.
Das tut der Partei gut. An Versammlungen
tauchen neue Gesichter auf, die Arbeit ver-
teilt sich auf mehr Schultern, und vieles
geht «ringer» als auch schon . Das ist eine
gute Ausgangslage für die Herbstwahlen −
den Nationalratssitz zu halten ist für uns
Grüne Luzern j eweils ein Kraftakt.
Wie gut das Resultat der Grossratswahlen
der Umwelt und dem Klima tut, ist weniger
klar. Die verstärkte grüne Fraktion wird

dafür sorgen, dass Umweltthemen im Rat
mehr Gewicht erhalten . Aber die Lager im
Kanton sind praktisch gleich gross geblieben .
Ohne ein Umdenken bei CVP und FDP haben
echte Fortschritte in der Klimafrage im bür-
gerlich-konservativen Kanton Luzern weiter-
hin keine Chance .
Die Signale der bürgerlichen Parteien sind wi-
dersprüchlich: Die FDP setzt noch immer

Michael Töngi, Co-Präsident Grüne Luzern, Kriens

Nomina tionsver-
samm lu ng zu m
2. Wah lgang der

Regieru ngsra tswah len
vom 3. Mai 2007

im Hotel Anker.
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Re gi e ru n g s rat swah l e n

E in E rfahrungsbericht

Rosa Rumi berichtet über Erfahrungen
und Erlebnisse, über Podien und Inter-
views, über Monpolzeitung und Lokalra-
dios, über Unternährer und Schwerzmann
und über Österreich und die Welt.

Vorh e r
Eine Frau sollte es sein, die für den Regie-
rungsrat kandidiert, da waren wir uns im Vor-
stand einig. Ehrlich gesagt, ich hoffte lange,
dass ich es nicht sein werde . Es gab Leute die
es gut mit mir meinten und mich vor dieser
Kandidatur warnten . Die Befürchtung, dass
ich diese Herausforderung inhaltlich nicht
schaffe, mischte sich allmählich mit dem Ge-
fühl, dass ich das packen kann, dass ich das
machen muss, vor allem dann, wenn keine
andere Frau Interesse zeigt.

E rste r Wa h l g a n g
Der Wahlkampf vor dem ersten Wahlgang
beschränkt sich weitgehend auf mediale Auf-
tritte : Porträts in Radios und Zeitungen . Als
vorteilhaft empfinde ich, dass alle Lokalradios
dabei sind. Damit werden neue Leute ange-
sprochen .
Aber insgesamt ist keine vertiefte Ausein-
andersetzung mit den Sachthemen möglich.
Kurze und prägnante Antworten sind
erwünscht. Immerhin sind ökologische
Themen nicht mehr an den Rand gedrängt.
Es gelingt mir, das Thema Regionalpolitik
neu zu lancieren und zu besetzen . Mit un-
serem österreichischen Gast Josko Vlasic, der
uns über eine energieautarke Region Güssing
informiert, wird das alles realistisch belegt.
Das bringt zusätzlich Publizität.
In den politischen Kommentaren werde ich
als Sprengkandidatin oder Aussenseiterin be-
zeichnet. Das ist j a wohl legitim bei der Aus-
gangslage, wenn alle bisherigen Regierungsrä-
tInnen wieder antreten . Was mich aber wirk-
lich ärgert, sind die Kommentare, in denen
ich überhaupt nicht erwähnt werde .
Am ärgerlichsten aber ist, dass unsere Mono-
polzeitung letztlich unablässig das eine Foto
von einem Regierungsrat zeigt. Letztlich sind
seine Vergehen, seine versuchten Erklärungen
und seine Chancen das am meisten behan-
delte Thema.

Zwe i te r Wa h l g a n g
Vor dem zweiten Wahlgang ist das eine Foto
ganz aus den Zeitungen verschwunden und
es ist endlich Wahlkampf. Insgesamt finden
drei Podiumsdiskussionen statt. Jedes Mal ist
das Thema Finanz- und Steuerpolitik ge-
setzt. Die zusätzlichen Themen sind die
Entwicklung des Kantons, die Kinderbe-
treuung, die Sicherheit usw. Da ist kaum
die Frage zur Ökologie . Ich habe es mir aber
zur Aufgabe gemacht, dieses Thema immer
einzuflechten, was nicht schwierig ist. Die
anderen Kandidaten sind kaum darauf ein-
gegangen . Immerhin sind beide der Mei-
nung, dass in der Frage des Klimawandels
übertrieben wird. Marcel Schwerzmann
stellt die «man-made-Tatsache» absolut in
Frage .
Jetzt fehlen mir die Zeitungskommentare, in
denen die Auftritte von uns Kandidierenden
qualifiziert werden . Ich selber unterlasse das
hier ebenfalls, schliesslich wäre ich alles an-
dere als obj ektiv in der Beurteilung meiner
Kontrahenten .
Toll, dass das grüne Wahlkampfteam noch so
voller Elan ist. Das beflügelt bis zum Schluss .

N a ch h e r
Bei Redaktionsschluss ist der Wahlkampf zwar
vorbei, nicht aber der
Abstimmungssonntag.
Ich beantworte immer
wieder dieselbe Frage
nach dem Wahlaus-
gang: Man kann die
Lage nicht einschät-
zen, fast alle können
gewinnen, die Chance
war noch nie so hoch,
vielleicht wird es auch
ganz schlecht, was ich
aber eigentlich nicht
glaube .

Jedenfalls war die Kandidatur eine absolut
gute Erfahrung: herausfordernd, lehrreich
und nicht ohne Nervenkitzel .

Rosa Rumi, Regierungsratskandidatin und Co-Präsidentin Grüne Luzern, Alberswil
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Die Sparziele der 5 . IV-Revision treffen
die Behinderten und ihre Familien. Gleich-
zeitig werden Kosten von der Versicherung
in die Kantone und Gemeinden verscho-
ben. Wer Eingliederung vor Rente will,

muss entsprechende Arbeitsplätze garan-
tieren.
Die IV muss saniert werden . Doch die 5 . IV-
Revision bürdet alle Lasten den Versicher-
ten auf. So würden die laufenden Zusatz-
renten für die Ehegatten behinderter Men-
schen gestrichen . Das bedeutet eine
Reduktion des Renteneinkommens von 3 0
Prozent, und davon wären 80' 000 Behin-
derte und ihre Familien betroffen . Viele
Schwerbehinderte können dank ihren pfle-
genden Angehörigen selbstbestimmt zu
Hause leben . Wird die Zusatzrente gestri-
chen, müssten viele von ihnen in ein Pfle-
geheim . Der schwerbehinderte Franz Wicki
sagt deshalb : «Betroffene und Pflegende
empfinden es als demütigend, so vom Staat
im Stich gelassen zu werden . » Tatsächlich:
Die geplanten Gesetzesänderungen gehen
zulasten kostensparender Eigeninitiave . Das
ist der falsche Weg.

Ma ssi ve r S ozi a l a b b a u
Ebenfalls gestrichen würde der Rentenzu-
schlag für junge (vor dem 45 . Altersj ahr) , le-
benslang Behinderte . Dieser so genannte
«Karrierezuschlag» sichert, dass lebenslang
behinderte Menschen nicht ein Leben lang
auf der Minimalrente sitzen bleiben .
Der Kinderzuschlag auf Taggeldern würde um
zwei Drittel gekürzt, ausserdem würden die
medizinischen Massnahmen für Personen ab
dem 20 . Altersj ahr nicht mehr durch die IV

übernommen . Insge-
samt würden diese
Massnahmen einen
Sozialabbau von 3 00
Mio . Franken ausma-
chen − wie wenn die
Behinderten auf Ro-
sen gebettet wären
und selbst schuld wä-
ren an ihrem Schick-
sal . Die IV-Minimal-
rente ist gleich hoch
wie die AHV-Minimal-

rente, das sind rund 1 ' 100 Franken . Auch die
Maximalrenten sind gleich und betragen
rund 2' 200 Franken . Da sind flankierende
Verbesserungen ein Muss und nicht abzu-
schaffen !

Worte sta tt Ta ten
Die Revision bringe «Eingliederung vor Ren-
te», behaupten die Befürworter. Tatsache ist,
dass dieser Grundsatz seit der Einführung der
IV gilt. Bis auf den Tag wurde er nicht um-
gesetzt, und auch die 5 . IV-Revision bringt
uns diesem Ziel nicht näher. Die Integration
von Behinderten kann nur gelingen, wenn
die Betriebe bereit sind, entsprechende
Arbeitsplätze zu schaffen . Freiwillig haben sie
das bislang nicht getan, und das neue Gesetz
verschont sie weiterhin vor einer Verpflich-
tung. Ohne eine solche bleibt die Integration
aber ein frommer Wunsch und ein leeres Ver-
sprechen .

S ch ei n ei n sp a ru n g en
Die über den Sozialabbau bei der Versiche-
rung eingesparten Mittel werden der öffentli-
chen Hand nicht einfach zur Verfügung ste-

N e i n zu r 5 . I V- Revi s i o n

Behinderte nicht behindern
Katharina Meile, Grossrätin Grüne, Luzern und Louis Schelbert, Nationalrat Grüne, Luzern

«Die IV-Revision ist
nicht im Gleichgewicht:
Finanzierung und Schul-
densanierung fehlen,
psychisch und sozial
Handicapierte werden
benachteiligt, und viele
Menschen mit reduzier-
ter Leistungsfähigkeit sind neu auf Sozial-
hilfe angewiesen . Dies belastet die Städte
und Gemeinden zusätzlich. »
Ruedi Meier, Sozia ldirektor der Stadt Luzern
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hen . Denn ohne Integration in die Arbeits-
welt werden die Kosten zur wirtschaftlichen
Sozialhilfe, d.h. in die Kantone und Gemein-
den verschoben . BSV-Direktor Yves Rossier
verneint zwar diesen Zusammenhang, kann
sich aber auf keine Studie stützen . «Die Erfah-
rungen zeigen», sagt unser Luzerner Stadtrat
Ruedi Meier, «dass massive Verschiebungen
stattfinden . » Dasselbe sagen auch Monika
Stocker, Stadträtin in Zürich, und weitere
Sozialdirektoren und -vorsteher.

U n g e si ch erte F i n a n zi e ru n g
In Sachen IV-Finanzierung sind sich die Par-
teien SVP, FDP und CVP verblüffend einig.
Obwohl klar ist, dass die aufgelaufenen Schul-
den von rund 9 Mrd. Franken dringend ge-
tilgt werden müssten und die j ährlichen Defi-
zite strukturell bedingt sind, wird die Lösung
der Finanzprobleme auf die lange Bank ge-
schoben . Die äusserste Rechte würde die IV
am liebsten abschaffen . Ihr zufolge reicht die
wirtschaftliche Sozialhilfe für die Menschen,
die nicht (mehr) arbeiten können . Die so ge-
nannten Mitteparteien halten sich bis auf den
Tag alle Optionen offen . Deshalb muss die 5 .
IV-Revision auch als Angriff auf die IV über-
haupt verstanden werden .

Au sh öh l u n g d e s D a te n sch u tze s
Die Bemühungen von Hausärzten zur Ein-
gliederung von Menschen mit Behinderung
werden durch die vorgesehene Aushöhlung
des Datenschutzes behindert. Der Grundsatz
«Eingliederung vor Rente» droht zum
Vorwand für schikanöse Kontrollen zu
werden . Problematisch ist, dass ein so
genanntes Frühwarnsystem eingeführt wird,
die Betroffenen aber keinen Kündigungs-
schutz geniessen . Wer «früherkannt» wird
und in die der IV vorgelagerte Mühle kommt,
dessen Anstellung ist ohne flankierenden
Schutz gefährdet. Da kennt der «Markt» kein
Pardon, schon gar nicht in der nächsten
wirtschaftlichen Krise .

Al l e S el b sth i l fe org a n i a ti on e n d a g e g e n
BefürworterInnen sagen, die 5 . IV-Revision
liege im Interesse der Behinderten . Das ist
zynisch. Die Selbsthilfeorganisationen der
Menschen mit Behinderung sind alle gegen
die 5 . IV-Revision . Müssen sich die Behin-
derten von bürgerlichen Besserwissern sagen
lassen, was gut für sie ist? Der blinde Martin
Näf zum Beispiel sagt: «Wir Blinden, wir
psychisch, körperlich oder Hörbehinderten
wehren uns gegen das Aushöhlen dieses
Sozialwerks . » Er kennt die drohenden Folgen
genau .
Im Luzerner Komitee Nein zur 5 . IV-Revision
sind die sozialen, fortschrittlichen Parteien
CSP, Grüne, SP, Junge Grüne und Juso

Ab sti m m u n g sp a r ol e
5 . IV-Revision N E I N

vereinigt mit dem Behindertenforum Zentral-
schweiz, dem Blindenverband, Gewerkschaf-
ten und weiteren Organisationen . Schweiz-
weit treten über sechzig Verbände und Orga-
nisationen gegen die Verschlechterung des
IV-Gesetzes an .
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N ur eine schöne Verpackung

Ku rz u n d i n h a l tsl os
Das Resultat ist die kürzeste und inhaltsloseste
aller Kantonsverfassungen . Bei ihrer An-
nahme würde die Verfassung zu einem deutli-
chen Abbau bei den demokratischen Rechten
führen und das Niveau der anderen Kantone
bei weitem nicht erreichen . Man kann heute
vom Staat durchaus erwarten, dass er Petitio-
nen der Bevölkerung beantworten muss, dass
seine Tätigkeit nicht grundsätzlich der Ge-
heimhaltung untersteht und dass er für Schä-
den haftet, die er gesetzeswidrig zugefügt hat.
Die geltende Verfassung, die seit 1 8 75 mehr-
mals revidiert wurde, ist zugegebenermassen
kein elegantes, stromlinienförmiges Werk. Sie
stellt aber einen ausbalancierten Kompromiss
dar. Vom Verfassungsentwurf, der von drei
der fünf Fraktionen im Grossen Rat geschlos-
sen abgelehnt wurde, kann dies nicht gesagt
werden . Und: In der neuen Verfassung drückt
sich die Angst des Staates vor seiner Bevölke-
rung aus (Stichwort Demokratieabbau) .
Aus diesen Gründen lehnen wir Grüne die
neue Kantonsverfassung ab . Dadurch wird
ein Abbau der Volksrechte verhindert, und
der Kanton verbaut sich nicht auf Jahrzehnte
hinaus den Weg zu einer zeitgemässen Verfas-
sung.

Peter Lerch, Grossrat Grüne, Luzern

Die Verfassung der Kantons Luzern ist alt,
und das sieht man ihr auch an. Wesentlich
ist aber ihr Inhalt und nicht die Form. Zur
Modernisierung der Verfassung hat der
Regierungsrat eine Kommission eingesetzt.

Das Resultat ihrer Arbeit, unter Aus-
schluss der Öffentlichkeit erarbeitet, war
zwar kein grosser Wurf, aber akzeptabel .
Die von der Regierung und der Parla-
mentsmehrheit vorgenommenen Ände-
rungen verschlechterten j edoch den Ent-
wurf massiv.
Bereits die Verfassungskommission leitete
mit ihrem Entwurf einen Abbau der Volks-
rechte ein . Sie schaffte das Recht auf eine
Standesinitiative der Bevölkerung ab,

ebenso die Unterstellung von Grossrats-
beschlüssen unter das Referendum durch
eine Parlamentsminderheit, und sprach der
Regierung unbeschränkte Kompetenzen bei
Grundstückgeschäften zu .

Än d e ru n g en von Re g i e ru n g sra t u n d
Grosse m Ra t

Der Regierungsrat setzte danach den Demo-
kratieabbau fort und foutierte sich dabei um
das Ergebnis der Vernehmlassung. Er setzte
unter anderem die Schranke für das obligato-
rische Referendum gegenüber dem Kommis-
sionsentwurf um fünf Millionen Franken her-
auf, strich die Möglichkeit der Parlamentsab-
berufung und das konstruktive Referendum
und kürzte den Grundrechts- und den Aufga-
benteil auf kümmerliche Reste zusammen .
Die Parlamentsmehrheit richtete noch mehr
Schaden an und sprach sich zum BEispiel ge-
gen das Ö ffentlichkeitsprinzip aus . Dafür
führte sie das fragwürdige Instrument des Ge-
meinde (rats) referendums ein und schrieb das
absolute Primat der Finanzen in die Verfas-
sung.

Ab sti m m u n g sp a r ol e
Verfassung des Kantons Luzern N E I N
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Das neue Gesetz über soziale Einrichtun-
gen (SEG) wird das bisherige Heimfinanzie-
rungsgesetz ersetzen. Es regelt die Planung,
Steuerung und Finanzierung des Angebots
im Behinderten- und Sonderschulbereich.
Das neue Gesetz ist nötig − die Umsetzung
aber werden wir kritisch verfolgen.
Die verbesserte Planung und Steuerung soll
mit einem mehrj ährigen Bedarfsbericht (der
dem Grossen Rat zur Kenntnisnahme vorge-
legt werden muss) über das Angebot im Kan-
ton Luzern erreicht werden . Aufgrund dieses
Berichts soll dann die Anerkennung der Insti-
tutionen erfolgen, die einen Leistungsauftrag
erhalten . Die Institutionen haben Kriterien zu
erfüllen wie zum Beispiel, dass sie über das
nötige Fachpersonal und über geeignete
Instrumente zur Entwicklung und Sicherung
der Qualität verfügen . Die Anerkennung der
Institutionen wird von der neuen Kommis-
sion für soziale Einrichtungen geprüft und
vergeben . Für die detaillierten Leistungs-
vereinbarungen ist das Gesundheits- und
Sozialdepartement zuständig.
Die Vereinbarungen werden j ährlich verhan-
delt und beinhalten die zu erbringenden
Leistungen und die Leistungspauschalen . Die
Leistungspauschalen werden in Zukunft eine
wichtige Rolle spielen . Denn neu soll die
Finanzierung der sozialen Einrichtungen
nicht mehr über nachschüssige Betriebsdefi-
zitdeckung, sondern mittels gegenwärtigen
Leistungsabgeltungen erfolgen . Diese Praxis
wird vom interkantonalen Recht verlangt, ist
zeitgemässer und kostentransparenter. Die
sozialen Einrichtungen bekommen neu auch
das Recht, Eigenkapital in Form von Rück-
lagen zu bilden und über diese im Rahmen
ihrer Zweckbestimmung frei zu verfügen .
Dies ist im Vergleich zum heutigen Gesetz ein
Fortschritt.

Vi e l Kom p e ten z fü r Kom m i ssi on
Die neue Kommission für soziale Einrichtun-
gen besteht hälftig aus Gemeinde- und Kan-
tonsvertreterInnen . Sie bekommt viel Kompe-
tenz bei der Gestaltung der Institutionenland-
schaft, was kritisch zu verfolgen ist. Um
Interessenkonflikte zu vermeiden, sollen die
Institutionen und die betroffenen Organisa-
tionen keinen Einsitz nehmen . Die Kommis-

sion hat aber die Pflicht, die sozialen Ein-
richtungen und die betroffenen Organisatio-
nen vor Stellungnahmen zu Verordnungen,
Kostenbeteiligungen usw. anzuhören . Ebenso
können die Institutionen direkt beim
Regierungsrat Stellung zum Planungsbericht
nehmen .

S ch l i ch tu n g sste l l e
Eine wichtige Neuerung bringt die Schlich-
tungsstelle . Sie behandelt Streitigkeiten aus
einem Betreuungsverhältnis und kann von
der betreuungsbedürftigen Person oder der
sozialen Einrichtung angerufen werden .
Entstehen schon im Aufnahmeverfahren
Uneinigkeiten, bzw. kommt kein Vertrag
zwischen der betreuungsbedürftigen Per-
son und der Institution zustande, kann die
Person die vom Regierungsrat bezeichnete
kantonale Stelle (voraussichtlich das kanto-
nale Sozialamt) kontaktieren, damit diese
prüft, ob die Institution zur Aufnahme ver-
pflichtet werden kann .
Mit dem neuen Gesetz über soziale Einrich-
tungen werden die heutigen Ansprüche er-
füllt, das neue Bundes- und das interkanto-
nale Recht werden umgesetzt. Planung, Steue-
rung und Finanzierung des Angebots werden
optimiert. Für den Leistungsbezüger, d. h . die
betreuungsbedürftige Person, wird sich nicht
viel ändern .

Katharina Meile, Grossrätin Grüne, Luzern

J a zu m Ge s e tz üb e r s o z i al e E i n ri ch tu n ge n

H eutige Ansprüche werden erfül l t

Ab sti m m u n g sp a r ol e
Gesetz über soziale Einrichtungen
(SEG) JA



abend-Obligatorium zuoberst auf die Agenda
zu setzen, fragen wir kontinuierlich nach den
Voraussetzungen, unter denen beispielsweise
das Ziel «Bildung für alle» in Stadt und Kan-
ton erreicht werden kann .

Wir fragen unter anderem
nach den Rahmenbedingun-
gen, die es braucht, damit das
Bildungsziel «Zwei Fremd-
sprachen auf der Primarstufe»
erreicht werden kann . Wir
fragen nach den nötigen Rah-
menbedingungen im sonder-
pädagogischen Bereich, da-
mit die integrative Förderung
gelingen kann (die integra-
tive Förderung ist im Proj ekt
«Schule mit Zukunft» vor-
gesehen, ebenso in der In-
terkantonalen Vereinbarung
über die Zusammenarbeit
im sonderpädagogischen Be-
reich) .
Bis anhin bestand die Arbeits-
gruppe aus einem Kern von

sechs Leuten, die sich in wechselnder Zusam-
mensetzung trafen : Fachleute und Interes-
sierte aus der Partei oder ihrem Umfeld, Man-
datsträgerInnen aus dem Grossen Stadtrat,
dem Grossen Rat und der Schulpflege .
Wir sind nicht viele, möchten mehr werden .
Die Zeichen stehen gut, das Thema Bildung
und Erziehung bewegt, und nach dem Erfolg
bei den Grossratswahlen möchten wir gern
unseren Kreis erweitern . Deshalb laden wir
die LeserInnen herzlich ein, sich für eine
Mitarbeit in der Arbeitsgruppe zu melden.

Anmerkung: Unsere Arbeitsweise ist grund-
sätzlich integrativ − separativ würden wir erst
ab zwanzig Anmeldungen .

Nino Froelicher, Grossrat Grüne, Kriens

Während sich der Grosse Rat und die
Medien zurzeit gegenseitig in schwarzer
Pädagogik überbieten und Positionen of-
fenbaren, die Erziehungsschriften des 18 .
und 19 . Jahrhunderts entliehen zu sein

scheinen (Schriften wie
«Der Schmerz als natür-
liche Erziehung» [ 1 785 ] ,
«Das Zeugnis, eine nütz-
liche Erfindung» [ 1 789]
oder «Verwöhnen, verzär-
teln, verzeihen: ein be-
denkliches Kleeblatt»
[ 1887] ) , hat die Arbeits-
gruppe Bildung der Grü-
nen Luzern ihre Tätigkeit

vor rund einem Jahr wieder
aufgenommen.
Wir verstehen Bildung und
das Nachdenken über Bil-
dung als relativ unaufgeregte
Daueraufgabe . Statt National-
hymnen-Gesang, Schuluni-
form-Einführung und Eltern-

M i ta rb e i t i n d e r Arb e i t s gru p p e B i l du n g

N achdenken über Bil dungsfragen
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Die Arbeitsgruppe Bildung der Grünen
Luzern trifft sich viermal im Jahr in einer
zentral gelegenen Institution in Luzern .
Die Sitzungen finden j eweils an einem
Montag Abend ab 1 8 : 3 0 Uhr statt.
Interessierte wenden sich am besten an
Nino Froelicher:
martino . froelicher@viastoria. ch oder
Telefon 04 1 3 10 94 76 .
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Alain Greter, Mitglied städtischer Vorstand, Luzern

Au s b au d e s P a rkh au s e s a m Ka s e rn e np l atz

Ausl asten statt aufstocken

Die Parkhaus Luzern-Zentrum AG will
ihr Gebäude am Kasernenplatz um zwei Ge-
schosse aufstocken und die Anzahl Park-
plätze um 106 erhöhen. Die Grossstadtrats-
fraktion und der städtische Vorstand haben
gegen die Änderungen im Zonen- und
Bebauungsplan, die dafür nötig sind, das
Referendum ergriffen und knapp 1000
Unterschriften gesammelt. Da die Parkhaus-
Erweiterung bereits am 1 7. Juni 2007 zur
Abstimmung kommt, steckt die Arbeits-
gruppe mitten in der Abstimmungsvor-
bereitung.
Die Aufstockung des Parkhauses Luzern-Zen-
trum war Teil der Aufgabenstellung im Wett-
bewerbsverfahren für den Neubau der Univer-
sität am Kasernenplatz. Obwohl das neue
Uni-Gebäude im Briefpostzentrum eingebaut
wird, drängt der Stadtrat auf einen schnellen
Ausbau des Parkhauses . Die Erweiterung um
106 Parkplätze sei primär eine Kompensation
für die 3 5 Plätze, die am Mühlenplatz aufge-
hoben werden sollen . Ferner liege das Park-
haus − neben der Autobahnausfahrt und am
Rand der Altstadt − geradezu ideal, argumen-
tiert der Stadtrat weiter. Wir haben genauer
hingeschaut und diese Argumente widerlegt.

S ch l ech te Au sl a stu n g
Das Parkhaus Luzern-Zentrum ist meistens
schlecht ausgelastet: Im Durchschnitt erreicht
die Auslastung keine 3 0 Prozent. Die letzten
verfügbaren Statistiken zeigen überdies sin-
kende Belegungszahlen . Demnach besteht
kein Bedarf, 106 zusätzliche Parkplätze anzu-
bieten . Selbst wenn die Parkplätze am
Mühlenplatz aufgehoben werden, reicht die
Kapazität des bestehenden Angebotes aus .
Im Weiteren ist das Kompensationsverhältnis
nicht nachvollziehbar. Weshalb werden für
die 3 5 Parkplätze, die auf dem Mühlenplatz
aufgehoben werden, gleich dreimal mehr im
Parkhaus erstellt? Diese willkürliche Kompen-
sation erfüllt die eidgenössische Luftreinhal-
teverordnung nicht, weil sie Mehrkapazitäten
schafft. Zudem zeigen Beispiele aus anderen
Städten, dass eine Kompensation im Verhält-
nis 1 : 1 absolut üblich ist. Wir verzichten
gerne darauf, ein schlecht ausgelastetes Park-
haus mit Geldern aus der Stadtkasse grosszü-
gig auszubauen .

Gesta l tu n g Ka sern en p l a tz
Der Kasernenplatz ist eine städtebauliche
Wunde, die durch frühere Fehlentscheide ge-
schaffen wurde . Spätestens seit der Debatte
um den Universitätsstandort ist dies auch ei-
ner breiten Bevölkerungsschicht bewusst.
Die begonnene Revision der Bau- und Zo-
nenordnung (BZO) eröffnet eine ausserge-
wöhnliche Chance : Die städtebauliche Si-
tuation kann sorgfältig überprüft und als
Ganzes aufgewertet werden . Nun soll wäh-
rend der laufenden Revision das bereits
heute sehr dominante Parkhaus von sechs
auf acht Geschosse erhöht werden . Dieser
Ausbau kommt einer stadtplanerischen Ka-
pitulation gleich . Wir fordern zumindest
eine Verschiebung der geplanten Erweiterung
bis zum Abschluss der BZO-Revision .
Ein ausführliches Argumentarium ist auf
unserer Website
www.gruene-luzern.ch
einsehbar.
Im Grossen Stadtrat
war die Erweiterung
umstritten, und sie
wurde knapp mit 25
Ja zu 21 Nein ange-
nommen . Daher rech-
nen wir uns gute
Chancen aus, die Ab-
stimmung zu gewin-
nen . Die Vorbereitung
der Kampagne läuft
auf Hochtouren und
wird einiges kosten .
Spenden auf unser
Konto sind daher sehr
willkommen .
(Städtischer Vorstand,
PC: 60- 745 1 16-2,
Vermerk: Parkhaus) .
Herzlichen Dank !

Ab sti m m u n g sp a r ol e
Parkhaus Luzern-Zentrum N E I N
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Fu s i o n vo n Lu z e rn u n d Li ttau

Al l es fl iesst, fast immer

Nun wird von den GegnerInnen der Fusion
Luzern-Littau ein angeblicher Demokratieab-
bau beklagt, nach dem Motto : j e kleiner die
Gemeinde, desto demokratischer die Verhält-
nisse . (Wer so etwas behauptet, kennt die
Zwänge der Abhängigkeiten in den Dörfern
nicht. ) Die Qualität der Demokratie lässt
sich − vor allem in zusammengewachsenen
Siedlungsgebieten − nicht an der Zahl der
StimmbürgerInnen messen .
Die Demokratiequalität ergibt sich aus den
demokratischen Mitteln, die auch kleineren
und schwächeren Bevölkerungsgruppen zur
Verfügung stehen . Die Stadt Luzern kennt –
im Gegensatz zu Littau – das Mittel der Volks-

motion, mit welcher bereits 10 0 Stimmbe-
rechtigte dem Parlament einen Antrag stellen
können . Das Parlament behandelt den Vor-
stoss wie eine Motion eines seiner Mitglieder.
Im übrigen werden im Jahr 20 10 die neu
gewählten StadtparlamentarierInnen eine
neue Gemeindeordnung ausarbeiten, die
anschliessend von den StimmbürgerInnen
genehmigt werden muss . Auch nach der
Fusion werden die Grünen und die Jungen
Grünen weiter für eine ökologische und
soziale Gesellschaft kämpfen müssen . Alles
fliesst, fast immer.

Hans Stutz, Grossstadtrat, Luzern

Die Agglomeration Luzern ist in den ver-
gangenen Jahrzehnten zu einem zusam-
menhängenden Lebensraum gewachsen.
Die Grenzen zwischen den einzelnen
Gemeinden sind nicht mehr klar ersicht-
lich, doch noch immer versuchen die

Gemeinden, die Probleme für sich allein
zu lösen.
Jede Gemeinde sucht Lösungen, sei es in
der Verkehrs-, Umwelt-, Kulturpolitik oder
in der Siedlungspolitik. Dies führt zu
suboptimalen Lösungen, zu zersiedelten
Landschaften, da j ede Gemeinde ihre
eigenen Gewerbe- und Dienstleistungszo-
nen ausscheidet. Aktuelles Beispiel : Das
geplante Ebisquare-Zentrum hat Auswir-
kungen auf die ganze Agglomeration, doch

die Ebikoner StimmbürgerInnen entscheiden
allein .
So weit, so unbefriedigend. Die geplanten
Gemeindezusammenschlüsse verbessern die
Lösungsmöglichkeiten, doch die politischen
Auseinandersetzungen für eine ökologischere
und sozialere Gesellschaft werden weiterge-
hen müssen . Alles fliesst, fast immer.

Fa zi t
Es muss politisch zusammenwachsen, was ge-
sellschaftlich, kulturell, sozial und wirtschaft-
lich bereits zusammengehört. Die Fusion
Littau-Luzern ist ein erster Schritt dazu .

Ab sti m m u n g sp a r ol e
Fusionsvertrag Littau/Luzern JA
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Die Grünen sind eine Wertepartei: Was
uns vereint, ist der Glaube an Grundwerte
wie Ökologie, Nachhaltigkeit, Chancen-
gleichheit und Solidarität. Wie genau aber
diesen Werten am meisten Beachtung zu
verschaffen ist, darüber divergieren die
Meinungen auch innerhalb unserer Partei.
Wir leben in einer Gesellschaft, in welcher
die Menschen so gebildet, so reich, so mobil
sind wie noch nie zuvor. Damit ist es für uns
schwierig geworden, an Werte zu glauben, die
absolute Gültigkeit beanspruchen : Wir wissen
zu viel, um noch etwas zu glauben .
Die Generation meiner Grosseltern musste
im Zweiten Weltkrieg ihr Wertesystem mit
Waffengewalt verteidigen, j ene meiner Eltern
riss 25 Jahre später verkalkte Gesellschafts-
strukturen mit bewundernswerter Schaffens-
kraft nieder und schuf auf den Trümmern
eine neue, bessere Welt. In dieser besseren
Welt ist unsere Generation aufgewachsen . In
einer Welt, die j ene, welche sie geschaffen
hatten, auch schon mal als das einzig Erstre-
benswerte, j a gar «das Ende der Geschichte»
bezeichneten : Nach den sozial-marktwirt-
schaftlich-ökologischen Demokratien der
frühen 1 9 90er Jahre könne nichts Besseres
mehr kommen, sagt die Generation vor uns
und bemitleidet uns als hedonistische Nihi-
listen, die nun halt den Niedergang der Welt
erleben .
Dass die Menschen mit dem Älterwerden
einen Hang zum Pessimismus und zur Ideali-
sierung der Vergangenheit entwickeln, ist
nicht neu . Und dass die Generationen einan-
der nicht immer verstehen, muss wohl so
sein . Dennoch möchte ich versuchen, ein
Bild zu zeichnen von der vielleicht grössten
Aufgabe unserer Generation, und davon, was
diese Aufgabe für grüne Werte bedeutet. Es ist
das Bild einer internationalen Generation .

Wi r l e b e n i n e i n e r We l tg e se l l sch a ft
Wir leben in einer Welt, in der Grenzen zu-
nehmend unbedeutender werden . Wir sind
zu einer Weltgesellschaft geworden, interde-
pendent vernetzt und darum auch verwund-
bar für Katastrophen . Nur mehr bedingt kön-
nen heute auf lokaler oder nationaler Ebene
Lösungen gefunden werden, denn die Wur-
zeln mancher Herausforderungen, denen wir

in Luzern begegnen, liegen gerade nicht hier.
Ich glaube nicht, dass es viel nützt, lokal für
GATS-freie Zonen zu kämpfen . Wir sind Teil
einer internationalen Gesellschaft − selbst wir
Grünen .

Gl ob a l d e n ke n − l oka l h a n d e l n?
Der urgrüne Grundsatz vom globalen Den-
ken und dem lokalen Handeln stammt aus
den 1 9 80er Jahren . Er hat seine Gültigkeit
weitgehend verloren . Unsere Generation
muss den Problemen der Zeit dort begeg-
nen, wo sie im Zuge der ökonomischen
Globalisierung entstehen .
Wir müssen politisch international hand-
lungsfähig werden, soll die Politik wieder
agieren und nicht bloss auf wirtschaftliche
Sachzwänge reagieren können . Wer heute für
Werte einstehen will,
der muss es auf j ener
Ebene tun, auf der die
Wirtschaft denkt.
Denn nur so haben
wir eine Chance, den
Leviathan des längst souverän gewordenen
globalen Marktes an die Leine zu nehmen .

D a s Gefü h l «Wi r E u rop a »
Ende April war ich in Aserbaidschan am Tref-
fen des Europäischen Jugendforums, eines
Jugendrates . Die Schweiz sitzt dort zwischen
Moldawien, Frankreich, Portugal und Katalo-
nien . Und man ist Europas Jugend. Der
gemeinsame Wille, die Herausforderungen
anzupacken, ist spürbar. Grenzen und Unter-
schiede werden verschwindend klein, wenn
man sieht, dass es auch in Moldawien Men-
schen hat, die sich die gleichen Sorgen ma-
chen wie wir. Diese Aufbruchstimmung, die-
ses unbeschreibliche Gefühl : Wir EUROPA −
das ist es, was wir brauchen, wenn wir weiter-
kommen wollen .
Dann wird nämlich keiner mehr das Ende der
Geschichte herbeireden, sondern anerkennen,
dass höchstens das Ende einer Denkkategorie
ansteht: das Ende des liberalen Nationalstaa-
tes . Und wir bauen endlich gemeinsam an
einem verantwortungsbewussten Europa,
Keimzelle für einen solidarischen Weltstaat,
ein offenes Haus der Völker und Kulturen .

G rü n e P o l i ti k m o rge n u n d üb e r m o rge n

Die international e Generation
Christian Sager, Mitglied Junge Grüne, Luzern

Christian Sager gestaltete am 7. Mai das
Jahreszeitenpalaver «Frühling» zum Thema
«Grüne Politik – Kernthema und Werte» .
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Politik ist harte Knochenarbeit. Erfolge
helfen, motiviert für grüne Ideen einzuste-
hen. In den vergangenen Jahren konnte die
grüne Fraktion mit überwiesenen Vorstös-
sen wichtige Proj ekte für eine ökologischere

und sozialere Stadt ins Leben rufen.
Die Einführung der Schulsozialarbeit für
alle Klassenstufen und der zweij ährige Kin-
dergarten sind erfolgreiche Beispiele aus
der Praxis . Mit guten Ideen macht die
grüne Fraktion eine konstruktive und er-
folgreiche Politik. Viele Vorstösse wurden
in Zusammenarbeit mit der SP oder mit
bürgerlichen Fraktionen erarbeitet. Denn
nur wer Mehrheiten für eine Idee gewinnen
kann, hat Erfolg.

Cony Grünenfelder leitet das Parlament seit
dem letzten Herbst kompetent, fair und mit
einer Prise Humor. Sie ist für uns Grüne eine
wichtige Botschafterin, da sie an vielen ver-
schiedenen Anlässen mit den unterschied-
lichsten Menschen zusammentrifft und im-
mer wieder vermittelt, dass wir Grünen uns
engagiert für die Menschen in dieser Stadt
einsetzen .
Wer den Parlamentsbetrieb nicht nahe ver-
folgt oder sich an der Ratsberichterstattung
der Neuen Luzerner Zeitung orientiert, er-
fährt kaum, was auf dem politischen Parkett
der Stadt Luzern alles geleistet wird. Die Grü-
nen bringen ihre vielfältigen Ideen für eine
lebenswerte Stadt mit politischen Vorstössen

ein . Eingereichte Vorstösse werden vom Stadt-
rat bearbeitet. Er formuliert in einer Antwort
eine Empfehlung zur Ablehnung oder zur
Annahme, die dem Parlament vorgelegt wird.
Es ist uns in wichtigen Fragen immer wieder
gelungen, zum Teil auch gegen den Willen
des Stadtrates Vorstösse zu überweisen .
Philipp Federer hat sich erfolgreich für eine
Erweiterung der Begegnungszone im Bereich
Bahnhofstrasse/Hirschmatt engagiert. Der
Stadtrat ist bereit, die grünen Anregungen bei
der Strassengestaltung zu berücksichtigen
und die Zusammenarbeit mit den Quartier-
vereinen zu verbessern . Durch die Umgestal-
tung des Helvetiaplatzes hat das Quartier ein
pulsierendes «Herz» erhalten . Uns ist es ein
Anliegen, das ganze Quartier für Fussgänge-
rInnen und VelofahrerInnen aufzuwerten .
Hans Stutz und Christa Stocker setzen sich
seit Jahren dafür ein, dass alle Kinder auf frei-
williger Basis den zweij ährigen Kindergarten
besuchen können . Bis vor einigen Monaten
entschieden nicht pädagogische oder soziale
Aspekte, ob ein Kind frühzeitig aufgenom-
men wird, sondern die quartierbedingten Ka-
pazitäten in den Kindergärten . Im letzten Jahr
waren 60 % der angemeldeten Kinder, die
nicht aufgenommen werden konnten, fremd-
sprachig. Neu muss die Stadt allen Kindern
den zweij ährigen Kindergarten ermöglichen,
wenn die Eltern dies wünschen . Mit unserem
Vorstoss, den wir zusammen mit Lathan Sun-

Wi ch ti ge P ro j e kte fü r d i e S ta d t Lu z e rn

Grüne I deen sind erfol greich
Christa Stocker, Fraktionspräsidentin Grüne Stadt Luzern
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tharalingam von der SP eingereicht haben,
konnte die Schliessung des Steinhof- und des
St. Karli-Kindergartens verhindert werden .
Korintha Bärtsch, unsere engagierte Vertrete-
rin der Jungen Grünen, bringt immer wieder
die Anliegen der j ungen Generation ein . Das
Parlament nimmt den Vorstoss für die Ein-
führung eines «Midnight Basket» entgegen .
Mit dem «Midnight Basket» wird für Jugendli-
che ein nichtkommerzielles altersgerechtes
Freizeitangebot bereitgestellt. Das Proj ekt hat
sich in anderen Schweizer Städten bewährt,
j a sogar zu einem richtigen Highlight ent-
wickelt.
Mit der überwiesenen Motion «Kinderkrip-
pen für alle Stadtquartiere» hat Agatha

Fausch ein gesellschaftspolitisch wichtiges
Anliegen erfolgreich eingebracht. Im stadträt-
lichen Planungsbericht zur Weiterentwick-
lung der Kinder-, Jugend- und Familienpo-
litik, der vom Parlament im letzten Jahr
abgesegnet wurde, wird der Ausbau der Kin-
dertagesstätten im Detail aufgezeigt.
Die Schaffung und der Erhalt von Stellen für
leistungsschwächere Mitarbeitende und Lehr-
linge liegt Edith Lanfranconi am Herzen . Mit
einem überparteilichem Postulat wurde vom
Stadtrat ein breites Engagement eingefordert.
Edith Lanfranconi ist überzeugt, dass der
Staat der Wirtschaft mit gutem Beispiel vor-
angehen muss .
Der nächste heisse Sommer kommt be-
stimmt. Die grüne Fraktion setzt sich für die
Umwelt ein . Katharina Hubacher hat den
Stadtrat mit zwei überwiesenen Postulaten
dazu verpflichtet, bei regelmässigen Über-
schreitungen der Luftreinhaltegrenzwerte
(insbesondere Feinstaub) eigeninitiativ zu
werden und nicht nur zögerlich auf kantonale
Massnahmen zu warten .
Wir Grünen sind immer offen, neue Ideen
von der Basis aufzugreifen . Wir mischen uns
politisch ein, um Ideen zu lancieren und
Lösungen zu ermöglichen . Die aktive Politik
beinhaltet viel Fleissarbeit, gilt es doch viele
Berichte zu lesen, Lobbyarbeit zu machen
und gemeinsame Haltungen und Strategien
zu erarbeiten . Es macht deshalb grosse Freu-
de, mit erfolgreichen Vorstössen das Gesicht
unserer Stadt mitzuprägen .

Die grü ne Fraktion im
Grossen Stadtra t: Cony
Grü nenfelder, Philipp
Federer, Hans Stu tz,
Christa Stocker,
Korin tha Bärtsch,
Aga tha Fausch, Edith
Lanfranconi,
Ka tharina Hu bacher.

Oeko-Hotel
Gruebisbalm/Rigi
Unser ökologisches Hotel liegt idyllisch

gelegen an der autofreien Rigi- Süd seite . Das Hotel ist
baubiologisch renoviert, und wir nutzen die Sonne für
Strom und Warmwasser. In unserer Küche kochen wir frische
und natürliche vegetarische und nicht vegetarische biologische
Vollwert- Speisen.
Bei uns können Sie angenehme Ferientage verbringen, Kurse
und Tagungen durchführen oder auch Feste feiern. Als famili-
enfreundliches Hotel übernachten bei uns Kinder bis 1 4 gratis
im Zimmer der Eltern.
Im Sommer ist die Rigi ein herrliches Wandergebiet, und im
Winter ist das Skigebiet mit den Rigi-Bahnen bequem erreich-
bar.
Hotel Gruebisbalm/Rigi, Familie Schaub
63 5 4 Vitznau, Tel. 04 1 - 3 9 7 1 6 8 1 , Fax 0 4 1 - 3 9 7 2 1 70
email: oeko-hotel-gruebisbalm-rigi@bluewin. ch
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Die L2O findet, dass Horw aus folgenden
Gründen diese Herausforderung annehmen
und zukunftsgerichtete Massnahmen umset-
zen soll :
– Mit der Hochschule Technik und Architek-
tur hat Horw ein Kompetenzzentrum, das im
Energiebereich schweizweit eine führende
Rolle innehat. Eine Zusammenarbeit drängt
sich hier direkt auf.
– Erhoffter Nebeneffekt: Dank dem Zusam-
menspiel zwischen Privatwirtschaft und For-
schung könnten in Horw neue Dienstleis-
tungs- und Gewerbebetriebe entstehen .
– Das Horwer Gemeindegebiet ist mehrheit-
lich gut besonnt und damit für die Nutzung
von Sonnenenergie geeignet.

N a ch fra g e n a ch Ph otovol ta i k stei g t
Die Photovoltaik kann technisch gesehen am
besten mit dem Energieverbrauch gemessen
bzw. verglichen und verrechnet werden . Im
Vordergrund steht, dass der mit der Sonne ge-
wonnene Strom möglichst in das bestehende
Stromnetz eingespeist wird. Im Moment ist
die Photovoltaik, bedingt durch die kleine
Nachfrage, im Vergleich noch teurer; den-
noch können die Investitionen innert zwan-
zig Jahren amortisiert werden . Die Aussich-
ten, dass die Kosten dank höheren Verkaufs-
zahlen sinken werden, stehen gut. Fachleute
sehen in der Photovoltaik die erneuerbare
Energie mit der grössten Wachstumsmög-
lichkeit.

Wi e fi n a n zi e ren?
Die Energieunternehmen entrichten j ährlich
leistungsabhängige Konzessionsgebühren von
über 500' 000 Franken an die Gemeinde
Horw. Leistungsabhängig heisst: Je mehr elek-
trischer Strom in Horw verkauft wird, desto
mehr Konzessionen erhält die Gemeinde .
Diese proportionale Abhängigkeit wider-
spricht den Energiesparzielen, und es bietet
sich direkt an, die Gebühren zweckgebunden
der alternativen Energienutzung zugutekom-
men zu lassen . Deshalb sollen die nächsten
Konzessionsverträge so ausgehandelt werden,
dass die Energiesparziele auch wirklich unter-
stützt werden . Je mehr Energie die Gemeinde
Horw einspart, desto vorteilhafter sollte es für
alle Beteiligten sein .

Vo r s to s s d e r L 2 O zu r L e n ku n g e l e ktr i s ch e r E n e rgi e

Strom sparen, Photovol taik fördernH
or

w

Heiri Schwegler, Einwohnerrat L2O, Horw

Energie ist zurzeit das Polit-Thema Num-
mer eins . Bei allen Parteien schiessen die
EnergieexpertInnen wie Morcheln nach ei-
nem milden Frühlingsregen aus dem Bo-
den. Zwar werden verschiedenste Strategien

und Szenarien andiskutiert, es wird aber
(noch) tunlichst vermieden, allzu kon-
kret zu werden.
Eines ist klar: Die meisten Methoden zur
Energieerzeugung haben irgendwelche un-
erwünschten Nebeneffekte zur Folge .
Grosskraftwerke setzen CO 2 frei oder pro-
duzieren radioaktiven Müll, und gewisse
erneuerbare Energiegewinnungsformen be-
einträchtigen das Landschaftsbild.
Die beste wirklich klima- und landschafts-

neutrale Energie ist die nicht verbrauchte,
also die gesparte Energie . Deshalb will die
L2O mit ihrer Motion «Lenkung elektrischer
Energie» den Horwer Gemeinderat dazu ver-
pflichten, in seinem Einflussbereich Anstren-
gungen zu unternehmen, damit auf die
Stromproduktion von Grosskraftwerken mög-
lichst verzichtet werden kann .
Erneuerbare Energien zu fördern ist auch für
ein kommunales Gemeinwesen gut möglich.
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D a s n e u e Ko n z e p t « S chu l e m i t Zu ku n ft»

H eterogenität al s Chance begreifen
Arnold Wyrsch, Schulpflegemitglied Emmen, Emmenbrücke

Ein Bildungsexperiment j agt das andere,
und Evaluationen wie die Pisa-Studie wer-
den instrumentalisiert, um die Innovations-
maschinerie in der Schule in Gang zu hal-
ten. Schlagworte prägen die Bildungsrefor-
men: Chancengleichheit, Lernzeitreform,
Illiteralität und und und . . . Das neue Kon-
zept «Schule mit Zukunft» des Kantons
Luzern enthält fünf Entwicklungsziele,
wovon Heterogenität ein besonders interes-
santes ist.
Fast alle Kantone lancieren zurzeit wieder Bil-
dungsreformen, mentoriert von der schweize-
rischen Konferenz der kantonalen Erzie-
hungsdirektoren (EDK) . Die EDK versucht auf
diese Weise, Bestrebungen, die auf eine natio-
nale Bildungspolitik hinauslaufen, den Wind
aus den Segeln zu nehmen .

« S ch u l e m i t Zu ku n ft»
Das Konzept «Schule mit Zukunft» wurde
vom Kanton Luzern im Januar 2006 initiali-
siert. Eine genauere Betrachtung des Konzep-
tes zeigt, dass im Umsetzungsteil vorwiegend
Fehler aus früheren Programmen ausgemerzt
werden sollen . So soll das Teilproj ekt «Lehren
und Lernen» vorrangig Defizite des Konzeptes
«Geleitete Schulen» beheben .
Die Broschüre «Schule mit Zukunft» enthält
fünf Entwicklungsziele, zeigt aber deren di-
rekte Umsetzung nur vage auf. Das dritte Ent-
wicklungsziel wird mit dem Begriff Heteroge-
nität bezeichnet. Dieses Ziel hat ein Potenzial
für Nachhaltigkeit und erfordert eine spezifi-
sche paradigmatische Sichtweise, die j ene
früherer Konzepte übersteigt.

H e te rog en i tä t i n d er S ch u l e
Heterogenität (die Verschiedenartigkeit von
Lernenden) ist in der Schule nichts Neues .
Bisher wurde sie j edoch eher negativ wahrge-
nommen, und sie spielte eine wichtige Rolle
in der Selektion . Allmählich setzt sich j edoch
die Erkenntnis durch, dass Heterogenität auch
ihre positiven Seiten hat − Heterogenität wird
in der Schule zunehmend akzeptiert und zu-
gelassen .
Vor diesem Hintergrund leisten nun so ge-
nannte spezielle Kinder einen spezifischen
Beitrag für Lernprozesse . Es gilt nicht mehr
«Sei still – du hast sowieso nichts beizutra-

gen ! », sondern : «Was kann deine Wahrneh-
mung beitragen zum besseren Lernen von
uns allen?»
Sind wir auf diese Sichtweise, Heterogenität
als Chance wahrzunehmen, vorbereitet? Die
unter Zeitdruck stehenden Lehrkräfte brau-
chen eine neue Gelassenheit, um Heteroge-
nität zuzulassen und gut zu moderieren .
Natürlich sind sie dazu kompetent − aber
sie müssen sich die Bedingungen für dieses
nachhaltige Lerngeschehen erst noch er-
streiten, und sie müssen ihre Kompetenz
konsequenter auf dieses Paradigma ausrich-
ten .

S ch u l e i n E m m e n
Für eine Gemeinde wie Emmen, die als
Vorortsgemeinde seit j e sehr heterogen ausge-
richtet war, ist das schulische Entwicklungs-
ziel Heterogenität eine Herausforderung.
Wenn es aber gelingt, die Verschiedenheiten
von Lernenden in der Schulwirklichkeit posi-
tiv zu begreifen, dann strahlt dies über die
Schule hinaus aus . Auf diese Weise kann die
Schule einen wichtigen Beitrag zur gesell-
schaftlichen Entwicklung einer Gemeinde
leisten .

Fra nz und Maya
Hel fe nst ei n Probst

Ober hasli, 603 2 E mme n
041 26 0 21 7 1

www. e mmer- bi ohof. c h

Herzli c h will ko mme n i n uns ere m Hofl a de n!

Öffnungs zei t e n
Mo 1 6 00−1 8 00 Uhr
Mi 1 0 00−1 2 00 Uhr

Fr 1 4 00−1 8 00 Uhr fris c hes Brot/ Zopf
Sa 1 0 00−1 2 00 Uhr

Gönne n Si e si c h ei ne n Rundgang i n uns ere m
Pfl anze nl abyri nt h!
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G rü n du n g d e r Am t s gru p p e S u r s e e

E s grünt in Sursee und U mgebung
Christoph Meyer, Gründungsmitglied Amtsgruppe Sursee, Luzern

anstehenden Regierungsratswahlen Thema.
Nach dem Brunch schauten sich Interessierte
den Politfilm «Mais im Bundeshuus» an .
Wir wünschen der Amtsgruppe Sursee weiter-
hin viel Erfolg und Zuversicht !

Die Grünen Sursee haben endlich ihren
langersehnten Grossratssitz ! Mit der Wahl
von Andreas Hofer ist eine lange Durst-
strecke zu Ende gegangen.
Die Aufbauarbeiten einer Orts- bzw. Amts-

gruppe wurden in den letzten Jahren ver-
schiedentlich in Angriff genommen − mit
unterschiedlichem Erfolg. Endlich ist es
gelungen ! Eine aufgestellte und tatkräftige
Gruppe hat sich zusammengefunden und
sich vor den Grossratswahlen formiert.
Herzlichen Dank an alle, die in irgendeiner
Art und Weise zum Gelingen beigetragen
haben − nicht zuletzt denj enigen, die in
den letzten Jahren nicht nachgelassen und
immer wieder einen Anlauf genommen

haben und allen, die uns mit Rat und Tat zur
Seite gestanden sind.

Grü n d u n g m i t Pod i u m u n d F i l m
Die Gründungsversammlung am 4 . März 0 7
war trotz herrlichstem Wetter ausserordent-
lich gut besucht − auch viele Freunde von der
SP Sursee und der CSP erschienen, was uns
sehr freute .
Ein kurzes Podium mit Regierungsratskandi-
datin Rosa Rumi (Grüne) , Regierungsratskan-
didat Olivier Dolder (Junge Grüne) , Louis
Schelbert, Nationalrat, und Andreas Hofer,
Grossratskandidat und Gründungsmitglied,
gab Einblicke in die Entstehungsgeschichte
und die politische Traktandenliste in Luzern
und Bern . Nicht zuletzt waren natürlich die
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Wahlnachlese : Anstatt zu politisieren, hat
die Chance21 gezaubert. «Sumud statt Flux»
hiess das Zauberwort und flutsch, war die
Chance21 weg.

Rührige JCVP-Mitglieder: Sie schreiben, als
ob sie Grüne wären . Mit ihrer Forderung
nach einem 60/60-Familienmodell und nach
einer konsequenten Förderung des öffent-
lichen Verkehrs könnten sie glatt als Grüne
durchgehen. Wem aber nützen die Stimmen,
die an sie gehen? Der CVP und dem strassen-
baulastigen Verkehrsprogramm . «Der öffent-
liche Verkehr muss zwingend gefördert wer-
den . » Ja, meinen wir, aber nicht als Support
für die betonlastige CVP.

Die FDP liess sich nach den Grossrats-
wahlen als Gewinnerin feiern . Betrachten wir
j edoch die Zahlen, so hat die FDP Parteistim-
men verloren, auch wenn sie durch Glück
einen Sitz dazugewonnen hat. Ihr Wahl-
programm enthielt viele Nullaussagen. Das
Parteiblatt der FDP («Luzerner Freisinn» vom
28 . 3 . 0 7) widmete sich im März Fabienne
Louves und brachte eine Homestory über
deren Grosseltern . Die FDP hoffte wohl, dass
etwas vom Glanz des MusicStars auf sie fallen
würde . Ein Musikgehör hat sie trotzdem
nicht. Stramm wurde bei den Musikschulen
zugunsten von Steuersenkungen gespart !

Die Parteistärke der FDP entspricht gemäss
dem Amt für Statistik dem tiefsten Wähleran-
teil seit vierzig Jahren, bei der CVP dem zweit-
tiefsten . Sowohl die SP als auch die Grünen
haben 200 7 den zweithöchsten Anteil in ihrer
Geschichte erreicht ! In der Stadt Luzern
haben wir Grünen mit 18,31 % das beste
Resultat seit j e bei Grossratswahlen erreicht.

G
rü

ne
rP

fe
ff

er

Die Aldisierung schreitet weiter voran .
Nachdem Aldi in Schötz eine Filiale eröffnete,
soll eine weitere Filiale in Menznau gebaut
werden . Zum Glück regt sich dort Wider-
stand. Billiger heisst nämlich auch weniger
regionale Produkte und mehr Herumkarren −
stop it !

Der fleissige «Veloaktivist» Roman Heer
hält präzise Unterschiede fest. Seine Bilder
sprechen Bände. Unter dem Titel «Auch
Luzern sorgt sich ums Klima» kontert er.
Tausende bewegen sich in Luzern mit dem
Velo und sorgen so für ein besseres Klima.
Hunderttausende von Franken spendiert die
Stadt j edoch für ein besseres Klima beim
Autoverkehr − die Parkhauslobby lässt grüs-
sen . Die Veloparkplätze rund um den Bahn-
hof Luzern sind chronisch überstellt. Statt
hier etwas zu verbessern, wird die Autover-
kehr-Infrastruktur beim Bahnhof-Parking für
viel Geld «modernisiert» . Alleine das Jumbo-
Werbeplakat kostet so viel wie eine Reihe
regengeschützter Veloparkplätze .
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Al l e 3 Wochen am Montagabend

Heidi Rebsamen

HB: Na ta lie Kamber, wie organisiert sich der Vor-
stand? Wie oft trifft er sich beispielsweise?
NK: Der Vorstand trifft sich alle drei Wochen
am Montagabend, ausgenommen in den
Schulferien . Die Geschäftsleitung legt zuvor
die zu besprechenden Themen fest. Dank der
Geschäftsleitung, die sich um Organisato-
risches, die Führung des Sekretariats usw.
kümmert, kann sich der Vorstand auf die
politischen Inhalte und auf strategische Fra-
gen konzentrieren . Er denkt voraus, setzt
Schwerpunkte, kurz: Er hält das Schiff der
Grünen Luzern auf Kurs .

HB: Wo hast du, Heidi, Schwerpu nkte gesetzt?
Warst du fü r ein Ressort zuständig, hast du Refe-
renden u nd Initia tiven vorbereitet oder Kon takte
zu anderen Organisa tionen hergestellt?
HR: Ich habe mich auf die inhaltliche Mit-
arbeit beschränkt und habe j eweils aus den
Sitzungen des nationalen grünen Vorstands
berichtet, da ich dort ebenfalls Mitglied bin .
Bei den Unterschriftensammlungen war ich
mehr oder weniger aktiv. Ein gewöhnliches
Vorstandsmitglied kann die Verantwortung
für das Zustandekommen eines Volksbegeh-
rens an das Präsidium delegieren . Hin und
wieder habe ich auch kleinere organisatori-
sche Arbeiten übernommen . Früher, als ich
noch mehr Zeit hatte, habe ich auch Veran-
staltungen organisiert. Dies liegt aber nicht
mehr drin, seit ich in Bern arbeite .

Von den acht Leuten, die zurzeit regel-
mässig im kantonalen Vorstand mitarbei-
ten, werden sich in den nächsten Monaten
mindestens drei zurückziehen. Der Vor-
stand ist im Umbruch und sucht neue Mit-

glieder. Heinz Bäbler von der RundBrief-
Redaktion hat mit Heidi Rebsamen,
einem langj ährigen Vorstandsmitglied,
und Natalie Kamber, Sekretärin der
Grünen Luzern, ein Gespräch geführt:
Worin besteht die Vorstandsarbeit kon-
kret? Wie oft trifft man sich, und was ist
an der Mitarbeit besonders befriedigend?

HB: Heidi Rebsamen, du arbeitest seit einigen
Jahren im Vorstand mit. Wie viele Stu nden

investierst du du rchschnittlich pro Woche in die
Vorstandsarbeit?
HR: Ich arbeite schon seit Jahren im Vorstand
mit. Als überzeugte Grüne zähle ich keine
Erbsen, folglich kann ich keine Auskunft
geben darüber, wie hoch das zeitliche Enga-
gement ist. In der Tat ist es mal mehr, mal
weniger. Die Vorstandsgruppe ist immer auf
individuelle Bedürfnisse eingegangen . Aller-
dings werde ich nun, da ich in den Grossen
Rat gewählt worden bin, die Vorstandsarbeit
aufgeben . Ich möchte Platz für neue Leute
machen und hoffe, dass wir auch einige
Frauen finden werden .

Interview von Heinz Bäbler, RundBrief-Redaktion, Luzern
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Na ta lie Kamber

HB: Als Sekretärin bist du, Na ta lie, bei a llen Sit-
zu ngen des Vorstands dabei. Was sind fü r dich
positive Aspekte der Vorstandsarbeit?
NK: Mir gefällt, dass die Sitzungen klar struk-
turiert sind. Dank der straffen Sitzungsleitung
und der Traktandenliste gelingt es dem Vor-
stand, in rund zwei Stunden die wichtigsten
aktuellen Geschäfte zu besprechen . Wenn es
mal vorkommt, dass wir ein Thema länger
diskutieren, steht am Ende ein klares Bild der
Vorstandsmeinung. Ich finde, wer ehrenamt-
lich arbeitet, soll von klaren Abläufen und
Strukturen profitieren können .
Wohltuend ist auch, dass der Vorstand nicht
alles so ernst nimmt. An j eder Sitzung wird
gelacht. Das ist wichtig, denn wir wollen j a
nicht nur gute Arbeit leisten, sondern auch
gerne an die Sitzungen kommen und gerne
zusammen sein .
HR: Ja, als Organisation, die ausschliesslich
mit Freiwilligen arbeitet, sind wir auf das indi-
viduelle Engagement angewiesen . Wir sind
froh um j ede und j eden, die sich bei uns en-
gagiert !

HB: Einige langjährige Mitglieder werden in den
nächsten Mona ten aus dem Vorstand zu rücktre-
ten. Aus diesem Gru nd such t ihr Grü ne, die sich
eine Mitarbeit im Vorstand vorstellen können. Ist
es möglich, bei euch zu schnuppern, u nd welche
Anforderu ngen sollten In teressierte erfü llen ?
NK: Natürlich ist es möglich, im Vorstand zu
schnuppern und erst einmal an zwei, drei
Sitzungen teilzunehmen, ohne sich gleich für
ein regelmässiges Engagement zu verpflich-
ten .
Zur zweiten Frage : Neue Vorstandsmitglieder
sollten Interesse an der kantonalen Politik
sowie Lust haben, in der Gruppe zu denken
und aktuelle politische Fragen zu diskutieren,
die uns Grüne besonders betreffen . Idealer-
weise sind Vorstandsmitglieder auch bereit,
ein Stück Verantwortung zu übernehmen,
beispielsweise indem sie unsere Partei in ei-

In
te

rn

nem überparteilichen Abstimmungskomitee
vertreten .

HB: Bei wem sollen sich In teressierte melden ?
NK: Interessierte melden sich bitte beim
Sekretariat (Tel . 04 1 3 60 79 6 6, lu@gruene . ch)
oder bei einem Vorstandsmitglied, das der
bzw. die Betreffende kennt. Aktuell sind
im Vorstand Ali R. Celik, Philipp Federer,
Katharina Hubacher, Peter Lerch, Heidi
Rebsamen, Louis Schelbert, Eva Zihlmann,
Co-Präsidentin Rosa Rumi und Co-Präsident
Michael Töngi . Diese beantworten gern auch
weitere Fragen .

HB: Ich danke euch fü r das Gespräch.
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